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ADDENDUM ZUM I/A-PUNKT-VERMERK 
des Generalsekretariats des Rates 
für den AStV/RAT 
Betr.: Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die 

Sicherheit von Offshore-Erdöl- und -Erdgasaktivitäten und zur Änderung der 
Richtlinie 2004/35/EG (erste Lesung) 
– Annahme des Gesetzgebungsakts (GA + E) 
= Erklärung 
GEMEINSAME LEITLINIEN 
Konsultationsfrist für Kroatien: 7.6.2013

ERKLÄRUNG DER KOMMISSION

1. Die Kommission bedauert, dass einige Mitgliedstaaten nach Artikel 41 Absätze 3 und 5 von 

der Verpflichtung zur Umsetzung der Richtlinie teilweise ausgenommen sind. Sie vertritt die 

Ansicht, dass zur Wahrung der Integrität des EU-Rechts solche Ausnahmen nicht als Präzedenzfall 

zu betrachten sind. 
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2. Die Kommission stellt fest, dass Mitgliedstaaten von der Möglichkeit der Nichtumsetzung 

und der Nichtanwendung des Artikels 20 der Richtlinie Gebrauch machen können, wenn in ihrem 

Hoheitsgebiet gegenwärtig kein Unternehmen registriert ist, das Offshore-Aktivitäten außerhalb des 

Gebiets der Union betreibt. 

Im Interesse einer wirksamen Durchsetzung dieser Richtlinie weist die Kommission nachdrücklich 

darauf hin, dass es Aufgabe der betreffenden Mitgliedstaaten ist, dafür Sorge zu tragen, dass die in 

ihrem Hoheitsgebiet bereits registrierten Unternehmen die Ziele der Richtlinie nicht dadurch 

umgehen, dass sie ihren Unternehmenszweck auf Offshore-Aktivitäten ausweiten, ohne dies den 

zuständigen nationalen Behörden mitzuteilen, damit letztere die notwendigen Schritte unternehmen 

können, um die vollständige Anwendung des Artikels 20 sicherzustellen. 

Die Kommission wird in allen ihr zur Kenntnis gebrachten Fällen alle erforderlichen Maßnahmen 

gegen das Umgehen der Ziele der Richtlinie treffen. 
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